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Anspruch auf rechtliches Gehör und Grenzen eines Anspruchs auf Anhörung gerichtli-
cher Sachverständiger im sozialgerichtlichen Verfahren  
 
Art. 103 Abs. 1 GG, § 118 Abs. 1 SGG, §§ 402, 397 Abs. 1 ZPO 
 
Beschluss des BVerfG vom 02.05.2018 – 1 BvR 2420/15 – 
Bestätigung des Urteils des BayLSG vom 16.12.2014 – L 18 U 364/12 – und der Beschlüsse des BSG 
vom 10.08.2015 – B 2 U 20/15 C – und vom 30.06.2015 – B 2 U 66/15 B – 
 

Das der Verfassungsbeschwerde zu Grunde liegende Verfahren betrifft die Feststellung ei-
ner Berufskrankheit nach dem Recht der gesetzlichen Unfallversicherung. Nachdem der Klä-
ger gegen den Ablehnungsbescheid erfolglos Widerspruch und Klage erhoben hatte, wies 
das BayLSG auch dessen Berufung mit Urteil vom 30.11.2011 zurück. Auf die Beschwerde 
des Klägers hob das BSG mit Beschluss vom 24.07.2012 (B 2 U 110/12 B [juris]) das Urteil auf 
und verwies die Sache zur erneuten Entscheidung an das LSG zurück. Das LSG hätte den 
Anträgen des Klägers auf erneute Befragung eines Sachverständigen nachkommen und Fra-
gen an diesen zulassen müssen. Daraufhin holte das LSG eine ergänzende Stellungnahme 
eines Sachverständigen ein und hörte einen Gutachter zu den Fragen des Klägers an. In 
einem weiteren Termin zur mündlichen Verhandlung am 16.12.2014 beantragte der Kläger, 
weitere Ermittlungen durchzuführen. Das BayLSG wies mit Urteil vom gleichen Tage die Be-
rufung zurück (L 18 U 364/12 ZVW [juris]). Die hiergegen eingelegte Beschwerde gegen die 
Nichtzulassung der Revision ist vor dem BSG ebenso erfolglos geblieben, wie eine hiergegen 
erhobene Anhörungsrüge (Beschlüsse vom 30.06.2015 – B 2 U 66/15 B – u. vom 10.08.2015 
– B 2 U 20/15 C [juris]). Mit seiner Verfassungsbeschwerde rügt der Kläger bzw. Beschwer-
deführer Verletzungen des Rechts auf rechtliches Gehör, weil das LSG mehreren Beweisan-
trägen nicht entsprochen und das BSG dies nicht korrigiert habe. 
Das BVerfG entschied, die Verfassungsbeschwerde nicht zur Entscheidung anzunehmen. 
Der Beschwerdeführer habe nicht hinreichend substantiiert und schlüssig die Möglichkeit 
einer Verletzung seiner Grundrechte dargelegt.  
Im Ausgangspunkt zutreffend mache der Beschwerdeführer geltend, dass der Anspruch auf 
rechtliches Gehör grundsätzlich auch die Anhörung gerichtlicher Sachverständiger um-
fasse. Auch im Verfahren vor dem LSG seien die Beteiligten gemäß §§ 402 i.V.m. 397 Abs. 1 
ZPO, 118 Abs. 1, 153 Abs. 1 SGG berechtigt, dem Sachverständigen diejenigen Fragen vor-
legen zu lassen, die sie zur Aufklärung der Sache für dienlich erachten (vgl. Urteil des BSG 
vom 24.07.2012 – B 2 U 100/12 B – [UVR 12/2013, S. 740]). In der Missachtung dieser verfas-
sungsrechtlichen Anforderungen liege jedenfalls dann ein Verstoß gegen Art. 103 Abs. 1 GG, 
wenn das Gericht einen Antrag auf Erläuterung eines Sachverständigengutachtens völlig 
übergeht oder ihm allein deshalb nicht nachkommt, weil das Gutachten ihm nicht weiter er-
örterungsbedürftig erscheint. Dagegen verlange Art. 103 Abs. 1 GG nicht, einem rechtzeiti-
gen und nicht missbräuchlichen Antrag auf Anhörung eines Sachverständigen ausnahmslos 
Folge zu leisten. Es sei verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden, wenn Fachgerichte die 
Beteiligten vorrangig darauf verwiesen, Fragen und Einwendungen schriftlich vorzutragen, 
um Sachverständige damit zu konfrontieren; die gegebenenfalls anschließende mündliche Be-
fragung könne aber dann geboten sein, wenn sie sich nicht absehbar in der Wiederholung 
schriftlicher Äußerungen erschöpfe, sondern darüber hinaus einen Mehrwert habe. Jedoch 
auch in diesem Fall sei es verfassungsrechtlich unbedenklich, wenn die Fachgerichte bei 
der Beantragung mündlicher Sachverständigenbefragungen die Benennung konkreter Fra-
gen und Einwendungen verlangten.  
Mit diesen dargelegten Maßstäben zu den Grenzen des Anspruchs auf Anhörung eines 
Sachverständigen und der Frage einer - hier naheliegenden - Verspätung der Beweisan-
träge habe sich der Beschwerdeführer nicht hinreichend auseinandergesetzt (wird ausge-
führt s. Rz. 4 und 5). 

https://dokcenter.dguv.de/livelink/llisapi.dll/fetch/2000/1860033/2016277/2244760/12_2013_01.pdf?nodeid=2244765&vernum=-2
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Hinweis: Siehe zu dieser Entscheidung auch die Anmerkung von Wolfgang Bender in NZS 
2018, S. 860. 

 
Das Bundesverfassungsgericht hat mit Nichtannahmebeschluss vom 02.05.2018 – 1 BvR 
2420/15 – wie folgt entschieden: 
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